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Einleitung: Demokratie unter Druck 

Die Demokratie schien im 19. und 20. Jahrhundert unaufhaltsam auf 
dem Vormarsch. Samuel Huntington beschreibt drei »Wellen«. Die 
erste war eine Spätfolge der Revolutionen in Amerika und Frankreich 
und reichte bis in die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg. Die zweite 
begann mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs und stand unter dem 
Einfluss der siegreichen westlichen Alliierten. Die dritte Welle begann 
1974 mit dem Abschütteln autoritärer Regime in Portugal, Spanien 
und Griechenland, brachte die Ablösung zahlreicher Militärregime 
in Südamerika und erfasste nach der Implosion des Kommunismus 
weite Teile Osteuropas und des Balkans. Doch die Entwicklung war 
alles andere als gradlinig. Auf jede Welle folgte ein Rückschlag, eine 
Gegenwelle, in der die Menschen sich wieder von der Demokratie 
abwandten. Und auch der letzten Welle folgt die Ernüchterung auf 
dem Fuß. 

Mit dem Zusammenbruch des Kommunismus war der westlichen 
Demokratie der Widerpart abhanden gekommen, im Vergleich mit 
dem sie stets gut ausgesehen hatte. Jetzt wurden ihre Mängel unbe-
fangener unter die Lupe genommen. Auch der völkerrechtswidrig 
vom Zaun gebrochene Krieg der USA mit dem Irak, angeblich um 
dessen Bevölkerung zu befreien und wie seinerzeit Deutsche und Ja-
paner zwangsweise zu demokratisieren, hat der Demokratie gescha-
det. Überhaupt dürfte die achtjährige Regierungszeit eines George 
W. Bush mit allen ihren rechtsstaats- und demokratiewidrigen Aus-
wüchsen nicht nur das Ansehen der USA, sondern auch das der De-
mokratie in der ganzen Welt in Misskredit gebrachten haben. Ame-
rika gilt schließlich als deren Mutterland. Als Reaktion darauf ist 
auch die Woge der Begeisterung zu erklären, die Barack Obama, 
der einen demokratischen Neuanfang verhieß, ins Weiße Haus ge-
tragen hat. 

In Asien wird das Ansehen der westlichen Demokratien dadurch 
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untergraben, dass demokratisch verfasste Länder wie Indien und Ja-
pan seit Längerem mit politischen und wirtschaftlichen Problemen 
kämpfen, während das straff geführte Singapur und Parteidiktaturen 
wie China und Vietnam wirtschaftliche Erfolge verzeichnen. Früher 
für selbstverständlich gehaltene Theorien von der Demokratie als Vo-
raussetzung für eine florierende Marktwirtschaft geraten ins Wanken, 
und die derzeitige Finanz- und Wirtschaftskrise, die die ganze Welt 
erfasst, könnte das Vertrauen in Demokratie und Marktwirtschaft 
erst recht erschüttern. Die gleichzeitige Krise beider Systeme macht 
die derzeitige Lage so brisant.

Selbst in etablierten westlichen Staaten mit gefestigten Institutio-
nen wie der Bundesrepublik Deutschland hat die Zufriedenheit mit 
der Funktions- und Leistungsfähigkeit der Demokratie rapide abge-
nommen. Besonders in den fünf Ländern der ehemaligen DDR ist 
die Enttäuschung über die neue Staatsform groß. Umfragen fördern 
geradezu Erschreckendes zu Tage. Immer mehr Menschen zweifeln 
an der Demokratie. Sie beklagen nicht nur einzelne Mängel, sondern 
haben den Glauben an das System selbst verloren. Nach Umfragen ist 
nicht einmal die Hälfte der Bundesbürger mit der Demokratie noch 
zufrieden. Zwei Drittel meinen, die Parteien könnten die politischen 
Probleme nicht mehr lösen.

Der Erfolg der Demokratie beruhte bei uns stets auch auf ihrer Fä-
higkeit, für wirtschaftlichen Wohlstand zu sorgen. Das Wirtschafts-
wunder im ersten Jahrzehnt der jungen Republik trug zur Stabilisie-
rung des politischen Systems in Deutschland bei. Und die Bürger der 
DDR liefen nicht zuletzt wegen der Hoffnung auf Wohlstand zur Bun-
desrepublik über. Deshalb ist zu befürchten, dass der Verfall der wirt-
schaftlichen Sicherheit die Demokratie weiter in Schieflage bringt.

Der 60. Geburtstag des Grundgesetzes, der 20. Jahrestag der fried-
lichen deutschen Revolution sowie 15 anstehende Wahltermine soll-
ten Anlass genug sein, Parteien, Politiker und das von ihnen mani-
pulierte Wahlsystem, das eigentlich als wichtigstes demokratisches 
Machtinstrument der Bürger gedacht war, kritisch zu durchleuchten 
und Reformen anzumahnen. In einem »Superwahljahr« wird zwar 
der Eindruck erweckt, der Bürger habe unheimlich viel zu sagen. In 
Rheinland-Pfalz etwa kann er am 7. Juni bis zu acht Wahlzettel aus-
füllen, und dann kommt am 27. September noch die Bundestagswahl. 
Doch gleichzeitig wird auch deutlich, dass dem Bürger sein Einfluss 
nur vorgegaukelt wird und er in Wahrheit – ähnlich wie bei einem 
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großen Sportereignis – praktisch nur die Rolle eines Zuschauers in-
nehat. Nicht einmal, wer Abgeordneter wird und wer regieren soll, 
können die Bürger bestimmen. Die wichtigsten demokratischen Ent-
scheidungen werden von Parteiführungen in Kungelrunden über die 
Köpfe der Wähler hinweg getroffen. Und alle Versuche, unsere demo-
kratische Infrastruktur zu verbessern, brechen sich am egoistischen 
Widerstand der politischen Klasse, der wohl nur durch die organisa-
torische Stärkung des Volkes selbst überwunden werden kann, etwa 
durch direkte Demokratie und Reformen des Wahlrechts.

Die Unzufriedenheit mit unserer Demokratie spiegelt sich im Zu-
stand des Parteien- und Wahlsystems wider. Er äußert sich in der 
Erosion der Volksparteien, die sich in ihrem Kampf um die Mitte im-
mer ähnlicher werden und die Wähler immer ratloser zurücklassen. 
In zweistelligen Prozentzahlen kündigt das Volk den Volksparteien 
die Gefolgschaft auf. Wahlverweigerung und Protestwahl heißen die 
Stichworte. Warum auch sollten Bürger, die den Parteien nichts mehr 
zutrauen und nicht wissen, was ihre Stimme bewirkt, noch zur Wahl 
gehen? Die Mitgliedschaft der Noch-Volksparteien nimmt rapide ab, 
und die verbliebenen Genossen werden immer älter. Gerade diejeni-
gen Parteien, die sich stets als Garanten politischer Stabilität gesehen 
haben, befinden sich im freien Fall, und ein Ende ist nicht abzusehen. 
Die politische Mitte fühlt sich nicht mehr adäquat repräsentiert. Als 
Kehrseite des Schrumpfungsprozesses erstarken die kleineren im Par-
lament vertretenen Parteien: die FDP, die Grünen und nicht zuletzt 
die Linke. Seitdem diese Partei ihren Einfluss auch auf den Westen 
erstreckt, ist aus dem Vier- ein Fünfparteiensystem geworden, was 
undurchsichtigen Koalitionsabsprachen hinter verschlossenen Türen 
noch größeres Gewicht verschafft. Der Stimmengewinn des einen 
oder anderen Lagers, Schwarz-Gelb oder Rot-Grün, reicht meist nicht 
mehr zur Mehrheit. Die Regierungsbildung wird zum Lotteriespiel. 
In Thüringen und im Saarland, wo die CDU bisher alleine herrschte, 
könnte die Linke nach der Landtagswahl am 30. August 2009 sogar 
Regierungspartei werden. Selbst Wählervereinigungen, die sich bis-
lang auf die Kommunen konzentrierten, hatten in Bayern erstmals 
auf Landesebene Erfolg und wollen in ihrem Überschwang auch bei 
der Europa- und der Bundestagswahl angreifen.

Die Volksparteien reagieren auf den Rückgang von Mitgliedern 
und Wählern nicht etwa, indem sie die Ursachen analysieren und auf 
Abhilfe sinnen, sondern mit umso stärkerer Abschottung und Miss-
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achtung des Souveräns. Der Politikerverdrossenheit der Bürger ent-
spricht die Verdrossenheit beleidigter Politiker über die Bürger. So 
droht ein Spiraleffekt, der die Demokratie auf Dauer erst recht gefähr-
det. Wenn Volksparteien nach innen und außen unattraktiv werden, 
sollten sie eigentlich ihr personelles Angebot verbessern und Men-
schen präsentieren, denen Mitglieder und Wähler vertrauen können 
und denen sie etwas zutrauen. Doch gerade hier herrscht Fehlanzeige. 
Die politische Klasse hat das System so gestaltet und das Wahlrecht 
derart deformiert, dass das Personal ganz hinter der Partei zurück-
tritt, ja geradezu hinter dem Parteilabel versteckt wird. Und in der 
Partei kommt hoch, wer sich ihrer Räson unterwirft. Das sind dann 
alles andere als charismatische Persönlichkeiten, obwohl die Men-
schen danach geradezu lechzen. Die politische Klasse hat sich damit 
selbst in eine Sackgasse manövriert.

Politik und Politiker tun zu wenig und zu viel, nur jeweils an der 
falschen Stelle: Sie verschleppen die nötigen Reformen unserer demo-
kratischen Infrastruktur, schotten sich ab und bauen gleichzeitig ihre 
eigene Stellung immer weiter aus. Statt den Bürger in seine demokra-
tischen Rechte einzusetzen, entmündigen sie ihn sogar bei der Aus-
wahl der Wahlkampfthemen, machen sich den Staat zur Beute und 
begeben sich gleichzeitig in die Abhängigkeit der Wirtschaft. Beide 
Entwicklungsstränge, die Entmündigung der Bürger und die Beto-
nierung der Position der politischen Klasse, hängen eng zusammen: 
Die Entmachtung der Wähler immunisiert die politische Klasse gegen 
die Kontrolle durch die Bürger; so kann sie ihren selbst bestimmten 
Status ungestört genießen. Die Beseitigung der Verantwortlichkeit ge-
genüber den Wählern, die die Politik aus Eigeninteresse herbeigeführt 
hat, treibt sie aber nur umso ungeschützter in die Fänge gut organi-
sierter Lobbygruppen und zu medienwirksamen Schnellschüssen. Da 
die Enthüllung der Zusammenhänge von der politischen Klasse mit 
aller Kraft hintertrieben wird, gilt es ganz bewusst gegenzuhalten. Da-
bei hilft es, die richtige Perspektive einzunehmen: Statt der Sicht von 
Berufspolitikern muss die des Bürgers als des eigentlichen Souveräns 
in der Demokratie im Mittelpunkt stehen. Um seine Interessen muss 
es gehen. Wenn überhaupt, kann dies nur in der Vorwahlzeit gelin-
gen, wo die Politiker sich gegenüber den Anliegen der Bürger sensi-
bel zeigen müssen. 
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